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I. Allgemeines 

 

 

1)  Die Wassergenossenschaftsanlage dient zur Abgabe von Wasser an die Verbraucher, in erster 

Linie für die Zwecke des Haushaltsbedarfes und der Viehhaltung (Trink und Nutzwasser) Sind 

erst nach Befriedigung dieser Bedürfnisse für sonstige landwirtschaftliche, gewerbliche und 

industrielle Zwecke. 

 

2)  Im Brandfall hat die Wasserentnahme an den für diese Zwecke aufgestellten Hydranten zu 

erfolgen. Die Hydranten dürfen nur von der Feuerwehr und Organen der Wassergenossenschaft 

betätigt werden. 

 

3)  Die Wasserabgabe an den einzelnen Ausläufen der angeschlossenen Objekte erfolgt durch 

Absperrbare Ventile, welche nur bei Wasserbedarf geöffnet werden dürfen. Jede mutwillige 

Vergeudung von Wasser sowie das unnötige Offenlassen der Auslaufventile ist strengstens 

untersagt. 

 

4)  Solange in die Anschlussleitung kein Wassermesser eingebaut ist, darf nur Wasser für den 

gewöhnlichen Hausgebrauch des Besitzers und der im Hause wohnenden Parteien entnommen 

werden. 

     Es ist daher verboten, Wasser für gewerbliche oder andere Zwecke zu entnehmen, weiters nicht    

an die Wasserleitung angeschlossener Liegenschaften Wasser abzugeben oder an der Leitung 

Vorrichtungen zur heimlichen Wasserentnahme anzubringen. 

 

5)  Die Wasserentnahme für andere Zwecke als zum gewöhnlichen Hausverbrauch z.B. für 

gewerbliche Betriebe, für Bauzwecke, zur Feld und Gartenbewässerung, ferner die 

Wasserabgabe für laufende Brunnen, unterliegt besonderer Vereinbarungen zwischen den 

Wasserabnehmern und der Wassergenossenschaft und darf nur bewilligt werden, soweit der 

Wasservorrat für den allgemeinen Hausgebrauch nicht beeinträchtigt wird. 

 

 



6)  Die Wassergenossenschaft kann Wasser nur entsprechend der Ergiebigkeit der Quellspender 

(Quellen, Brunnen) an die Verbraucher abgeben und haftet weder für die Menge, technisch 

einwandfreie Druckverhältnisse, noch für Schäden irgendwelcher Art, die dem 

Wasserabnehmer durch Störungen, Unterbrechungen oder Minderleistungen der 

Wasserversorgung entstanden sind. 

 

7)  Bei verminderter Ergiebigkeit der Wasserspender steht der Wassergenossenschaft das Recht zu, 

den Wasserbezug für gewerbliche und industrielle Zwecke einzuschränken oder ganz zu 

drosseln. Ebenso sind in diesem Falle auch Hauseigentümer, ohne Anspruch auf 

Entschädigung, verpflichtet. über besondere Aufforderung ihren Bedarf im Haushalt 

einzuschränken. 

 

8) Der Schlüssel für die Bemessung des Wasserzinses bei Anschlussleitungen ohne 

      Wassermesser wird von der Wassergenossenschaft festgelegt. Der Wasserzins ist laufend zu 

entrichten und es besteht bei zeitweiliger Nichtbenützung der Wasserleitung von Seiten des 

Wasserabnehmers keinerlei Anspruch auf vollen oder teilweisen Zinsnachlass. 

 

9) Der Bezug des Wassers aus den öffentlichen Auslaufhähnen zum Haushaltszwecke steht in 

der Gemeinde jedermann frei. Die Entnahme des Wassers kann mit einem tragbaren Geschirr 

oder einen sonstigen Gefäß erfolgen. Wird das Wasser aus dem öffentlichen Auslaufbrunnen 

in größeren Mengen zu industriellen oder gewerblichen Zwecke oder zur Gartenbewässerung 

entnommen, so ist dies hei sonstiger Strafe anzumelden, worauf ein zu zahlender Pauschalzins 

von Fall zu Fall festgesetzt wird. 

 

10)     Die Wassergenossenschaft ist berechtigt den Wasserzulauf abzusperren, wenn: 

       a)  der Wasserbezieher mit seinen Zahlungsverpflichtungen aus der Genossenschaft                      

             länger als drei Monate im Rückstand ist, und wenn 

       b)  Missbräuche bei der Wasserentnahme oder dem Wasserverbrauch festgestellt werden. 

 

11)    Werden bei Liegenschaften, die bereits am Wasserleitungsnetz angeschlossen sind und im 

nachhinein zusätzlich Wohn-, Schlaf- oder Betriebsräume geschaffen oder Grundzukäufe 

getätigt, ist dies der Wassergenossenschaft zu melden und die dafür erforderliche 

Anschlussgebühr nach dem Schlüssel der Satzungen nach zu entrichten. 

 

 

 

II. Anschlussleitungen 

 

 

1)      Als Anschlussleitung gilt eine Leitung, die der Versorgung einer Liegenschaft dient. Sie  

erstreckt sich von der Abzweigung der Versorgungsleitung bis zum Absperrventil unmittelbar  

nach dem Wasserzähler. 

 

2)      Vor Herstellung der Anschlussleitung ist durch den Anschlusswerber ein schriftliches 

    Ansuchen an die Wassergenossenschaft betreffend die Aufnahme als 

    Genossenschaftsmitglied und die Bereitstellung eines Wasseranschlusses für seine 

    Liegenschaft zu richten. 

    Der Beitritt zur Wassergenossenschaft als Mitglied ist stets freiwillig, gilt jedoch als     

Bedingung zum Erwerb eines Anschlusses. 

 

 

 



3)     Vom Anschlusswerber ist vor Herstellung der Anschlussleitung der Wassergenossenschaft 

kostenlos vorzulegen und zur Verfügung zu steilen: 

     Ein Lageplanausschnitt M 1:500 mit eingetragener Leitungsführung der Hausanschlussleitung 

und der vorgesehenen Anschlussstelle an die Versorgungsleitung; ein von der Baubehörde 

genehmigter Einreichplan. 

 

4)      Jede Liegenschaft mit eigener Hausnummer hat eine eigene Anschlussleitung zu   erhalten. 

 

5)      Die Anschlussleitung wird von der Wassergenossenschaft oder in deren Auftrag von hierzu    

Befugten, auf Kosten des Anschlusswerbers hergestellt. 

     Die Anschlussleitung darf nur dann vom Anschlusswerber selbst hergestellt werden, wenn er 

sich für die Arbeiten eines gewerblich befugten Fachmannes bedient, wobei die Arbeiten 

durch ein Organ der Wassergenossenschaft zu beaufsichtigen bzw. zu kontrollieren sind. Die 

Leitung darf nur in Betrieb genommen werden, wenn die fachlich richtige Ausführung durch 

die Wassergenossenschaft bestätigt wird. 

     Wenn Anschlussleitungen nicht Vorschriftsgemäß und in jeder Beziehung einwandfrei 

errichtet werden, kann die Wasserabgabe solange verweigert werden, bis die beanstandeten 

Mängel behoben sind. 

 

6)       Die Lichtweite (Innendurchmesser) der Anschlussleitung ist grundsätzlich nach dem 

     Wasserbedarf zu bemessen, darf jedoch nicht kleiner als DN 25 mm (1“) und muss für   einen 

Nenndruck von mindestens 10 bar geeignet sein. 

 

7)      Für Hausanschlussleitungen dürfen nur Rohre verwendet werden, für welche Österreichischen 

oder Deutsche Normenvorschriften bestehen. 

 

8)      Unmittelbar an der Abzweigung von der Versorgungsleitung. ist in der Anschlussleitung an 

einer Stelle, die von der Wassergenossenschaft festgelegt wird, eine Absperrvorrichtung 

einzubauen.               

          Es muss jede Hausanschlussleitung einzeln absperrbar sein. Die Betätigung der 

Absperrvorrichtung ist nur Organen der Wassergenossenschaft oder von diesen 

Bevollmächtigten gestattet. 

 

9)      Die Erhaltung der Anschlussleitung ah Versorgungsleitung obliegt dem Wasserabnehmer. 

Sichtbare Mängel wie Undichtheit, Rohrbrüche u.ä. sind der Wassergenossenschaft 

unverzüglich zu melden. Der Liegenschaftseigentümer ist für jeden, aus einer schuldhaften 

Unterlassung an fremdem Eigentum oder durch Wasserverlust der Wassergenossenschaft 

entstehenden Schaden haftbar. Reparaturen dürfen nur durch Organe der 

Wassergenossenschaft selbst oder unter Aufsicht von Organen der Wassergenossenschaft von 

einen gewerbliche befugten Fachmann vorgenommen werden. Die Kosten hierfür sind vom 

betreffenden Liegenschaftseigentümer zu tragen. 

 

10)    Für Schäden an Anschlussleitungen, die durch vorsätzlichen oder fahrlässigen Missbrauch, 

des jeweiligen Wasserbeziehers oder einer Person entstehen, für welche er nach den 

allgemeinen bürgerlichen Rechtsbestimmungen die Verantwortung trägt, ist der jeweilige 

Liegenschaftsbesitzer verantwortlich. 

 

11)    Jede Verbindung von Anschlussleitungen mit anderen Wasserversorgungsanlagen, auch über 

Installationen, sind unzulässig. Eine Verbindung wäre auch dann als gegeben anzusehen, 

wenn zwischen zwei oder mehreren Leitungssystemen Absperrschieber oder Ventile, 

Rückflussverhinderer udgl. eingebaut sind. Bei Nichtbeachtung wird die Wasserzufuhr aus der 

Genossenschaftsleitung unterbrochen. 

 



12)    Zwecks Überprüfung von Anschlussleitungen und zur Durchführung von Reparaturen hat der 

jeweils betroffene Grundeigentümer den Organen der Wassergenossenschaft bzw. deren 

Bevollmächtigten jederzeit den freien Zutritt zu Grundstück und Liegenschaft zu gewähren. 

 

13)    Die Liegenschaftseigentümer sind verpflichtet, die von der Wassergenossenschaft 

vorgeschriebenen Hinweistafel für die Hausabsperr- und Versorgungsleitungsschieber an der 

dafür geeigneten Stelle anzubringen. 

 

 

 

 

III.) Verteilungsleitungen, Hausleitungen 

 

1)      Die Kosten der Herstellung Lind Erhaltung der Verteilungsleitungen, das sind die Leitungen 

ab Wasserzähler, werden vom Liegenschaftseigentümer getragen. 

 

2)     Bei der Herstellung, Erweiterung, Änderung und Instandhaltung der Verteilungsleitungen sind  

die besonderen Bestimmungen über die Wasserabgabe aus der Versorgungsanlage und die 

einschlägigen Ausführungsnormen zu beachten und einzuhalten. 

 

 

3)     Die Organe der Wassergenossenschaft sind berechtigt, hinsichtlich Art, Umfang und Zustand  

von Verteilungsleitungen der angeschlossenen Liegenschaften und Objekte Kontrollen 

durchzufahren. 

          Liegenschaftseigentümer, aber auch Pächter, Mieter oder Nutzungsberechtigte sind auf 

Verlangen von Organen der Wassergenossenschaft verpflichtet, solche Kontrollen 

durchführen zu lassen. 

 

4)     Die Wassergenossenschaft ist für den Fall, dass der Liegenschaftseigentümer die im gemäß 

den vorstehenden Bestimmungen obliegenden Verbindlichkeiten nicht oder nicht vollständig 

erfüllt, berechtigt, selbst die erforderlichen Arbeiten auf Kosten des Verpflichteten zu 

veranlassen. 

          Sie ist weiters berechtigt, den Wasserzufluss einzustellen, wenn  

   a)   die Verteilungsleitungen   vorschriftswidrig hergestellt wurden. 

   b)   der Verpflichtende mit der Zahlung der Gebühren länger als 3 Monate im Rückstand          ist.  

   c)   wenn Missbräuche bei der Wasserentnahme oder dem Wasserverbrauch festgestellt wurden. 

 

5)    Der Besitzer von Verteilungsleitungen ist der Wassergenossenschaft für den Schaden ver-

antwortlich, der durch seinen vorsätzlichen oder fahrlässigen Missbrauch oder durch einen 

solchen Missbrauch einer Person entsteht, für die er die Verantwortung nach den allgemeinen 

bürgerlichen Rechtsbestimmungen zu tragen hat. 

 

 

IV.) Rohrverlegungen 

 

1)     Die Verlegungen der Rohrleitungen hat grundsätzlich gemäß ÖNORM B 2532 zu erfolgen: 

Die wichtigsten Vorschreibungen dieser Norm sind in den nachfolgenden Absätzen enthalten 

 

2)     Die Rohrleitungen sind so zu führen, dass sie gegen schädliche Einflüsse 

(Außentemperaturen, chemische Angriffe) geschützt sind. Ist dies nicht möglich, sind sie 

entsprechend zu isolieren, wobei die Isolierung ausreichend Lind dauerhaft zu erstellen ist. 

 



3)     Erdverlegte Rohrleitungen müssen grundsätzlich eine Erdüberschüttung ab Rohrscheitel von 

1‚50m aufweisen und dürfen nur in Ausnahmefällen (keine Frostgefahr) seichter verlegt 

werden. Die Mindestdeckung über Rohrscheitel muss 1 m betragen. 

 

4)     Für die Bettung und Überdeckung der Rohrleitungen ist steinfreies sandig - bindendes 

          Material zu verwenden. Die Verlegung hat gemäß den Verlegevorschriften für das jeweilige 

Rohrmaterial zu erfolgen, wobei die Bettung mindestens 5 cm, die Rohrseheitelüberdeckung 

mindestens 20 cm betragen soll. 

 

5)     Die Rohrleitungen müssen von Abwasserkanälen bei Parallelführung einen horizontalen, 

lichten Abstand von mindestens 1,50 m von Gasleitungen und Stromkabeln von mindestens 

0,60 m besitzen. 

 

6)     Die Rohrleitungen sind mit stetem Gefälle tunlichst in Richtung Wasserzähler zu verlegen, 

um sie vollständig entleeren zu können. 

 

7)     Beim Queren von Straßen, Unterfahrten von Abwasserkanälen und Gasleitungen, sowie an 

nachträglich nur mehr schwer zugänglichen Stellen (Betonpflaster, Steinplatten usw.) sind die 

Rohrleitungen in Schutzrohre einzuziehen. 

 

8)    Rohrleitungen dürfen grundsätzlich nicht überbaut und nicht überpflastert werden, es dürfen   

keine Ziergärten über ihnen und keine ständigen Lagerstätten von Massengüter usw. angelegt 

werden. Bei Verstoß gegen diese Vorschrift hat der Verursacher, die Mehrkosten für eine 

allenfalls notwendige werdende Leitungsfreilegung bzw. die Kosten für eine 

Leitungsumverlegung bzw. Neuverlegung einschließlich aller Nebenkosten voll und ganz zu 

tragen. Ob eine Leitung im Falle einer Überbauung u. dgl. umgelegt oder neu verlegt werden 

muss, entscheiden die Organe der Wassergenossenschaft. 

 

9)      Vor Inbetriebnahme jeder Anschlussleitung ist eine Druckprobe vorzunehmen. Die 

Druckprobe ist mit einem um 5 bar über den Ruhedruck liegenden, bei Pumpleitungen uni 5 

bar über den Betriebsdruck liegenden Druck, mindestens jedoch mit einem Druck von 10 bar 

über eine Dauer von 15 Minuten durchzuführen. 

         Dabei darf kein Druckrückgang erfolgen. Die Druckprobe kann von Organen der 

Wassergenossenschaft durchgeführt werden bzw. von einem gewerberechtlichen befugten 

Fachmann unter Aufsieht eines Organe der Wassergenossenschaft. 

         Die abgedruckte Leitung darf erst in Betrieb genommen werden, wenn die Druckprobe ein 

einwandfreies Ergebnis gebracht hat und von befugten Organen der Wassergenossenschaft die 

gesamte Leitung geprüft. die ordnungsgemäße Durchführung der Druckprobe bestätigt und die 

Zustimmung zur Inbetriebnahme gegeben wurde. 

 

10)    Durch die Bestätigung der ordnungsgemäßen Errichtung der Anschlussleitung durch Organe 

der Wassergenossenschaft übernimmt diese jedoch weder die Gewähr für die hergestellte 

Arbeit noch eine Entschädigungspflicht für etwa eintretende Schäden infolge mangelhafter 

Ausführung, 

 

11)    Besitzer von Wasserleitungen, welche erst später an die öffentliche Wasserleitung anschließen 

und ihre Leitungen dann als Anschlussleitungen weiter verwenden, müssen bei der 

Wassergenossenschaft um Vornahme einer Druckprobe ansuchen und diese auf eigene Kosten 

durchfuhren lassen. 

 

12)    Besteht im Bereich eines Wasserabnehmers ein zu hoher (über 6 bar) bzw. ein zu niederer 

(unter 2 bar) Versorgungsdruck, haben die Angeschlossenen die zu treffenden technischen 

Vorkehrungen zur Erzielung eines normalen Druckes ( Einbau eines Druckreduzierventiles 

bzw. einer Drucksteigerungsanlage ) und die weitere Wartung auf Ihre Kosten durchzuführen 



bzw. durchführen zu lassen. Erfolgt durch Umbau der Wasserversorgungsanlage eine 

Druckänderung im Versorgungsnetz. haben die Angeschlossenen auch in diesem Falle die 

Kosten für die Herstellung und Wartung von technischen Einrichtungen zur Schaffung 

normaler Druckverhältnisse zu tragen. 

 

 

V.) Wasserzähler und Wasserzähleranlagen 

 

 

1)     Jeder Anschlusswerber ist verpflichtet, an geeigneter Stelle einen Wasserzähler einschließlich 

der erforderlichen Armaturen auf seine Kosten einbauen zu lassen. 

 

2)    Beim Einbau von Wasserzählern in Gebäuden sind diese unmittelbar nach Einführung der 

Leitung an leicht zugänglicher Stelle und leicht ablesbar unterzubringen und gegen Frost, 

Hitze, Grundwasser Lind mechanische Beschädigung zu schützen. 

 

3)    Kann der Wasserzähler nicht innerhalb eines Gebäudes untergebracht werden, so ist zur 

frostsicheren Unterbringung des Wasserzählers auf Kosten des Anschlusswerbers ein 

wasserdichter Schacht gemäß ÖNORM B 2532 herzustellen. 

 

 

4)    Für den Einbau des Wasserzählers ist ausschließlich der von der Wassergenossenschaft 

käuflich zu erwerbende Wasserzählersatz mit vorhandenen Absperrschiebern und 

Rückflussverhinderer, zu verwenden. 

 

5)    Die Kosten des Wasserzählers einschließlich Ein- und Ausbaukosten bei Neuerrichtung oder 

zwecks Eichung sind vom Liegenschaftseigentümer zu tragen. 

 

6)    Die Wasserzählergröße richtet sich grundsätzlich nach dem Wasserbedarf der Liegenschaft. 

         Die Größe des Wasserzählers wird von den jeweiligen Aufsichtsorganen der 

         Wassergenossenschaft festgelegt. 

 

7)    Die Wasserzähler müssen in Abständen von maximal 5 Jahren amtlich geeicht werden. Die 

Kosten für die Eichung sowie die Reparaturkosten einschließlich Ein- und Ausbau sind vom 

Liegenschaftseigentümer zu tragen. 

         Wird eine Fehlmessung nur angenommen, ist der Zähler unverzüglich auszutauschen. 

nachzueichen bzw. zu reparieren. Diese Kosten werden von der Wassergenossenschaft samt 

Ein und Ausbau übernommen. 

          In diesem Fall werden für die Zugrundelegung des Wasserverbrauches die 3 

vorhergegangenen Jahre als Durchschnittsverbrauch angenommen. 

 

8)    Der Liegenschaftseigentümer darf an dem Wasserzähler keinerlei Eingriffe vornehmen und ist 

für alle durch seine Schuld oder Nachlässigkeit entstehenden Schäden haftbar. 

 

9)    Bei längerem unbemerktem Stillstand des Wasserzählers wird, wenn es sich um einen 

Neuanschluss handelt und daher noch kein hinreichend langer Verbrauchszeitraum gegeben 

ist, hei der nachträglichen Berechnung der Wasserbenützungsgebühr der durchschnittliche 

Verbrauch des nächsten Vierteljahres zugrunde gelegt. 

 

10)  Die auf Grund der Wasserzählerablesung ermittelten Benützungsgebühr ist innerhalb von 14 

Tagen nach Einforderung zu entrichten. 

 



 

11)  Er muss weiters so eingebaut werden, dass der Messraum stets ganz mit Wasser gefüllt ist. 

Der freie Auslauf hinter dem Zähler ist daher so hoch zu führen, dass der Zähler immer voll 

Wasser ist. Nötigenfalls ist der Auslauf durch Krümmer nach oben zu verlegen. 

 

12)  Der Zähler muss so eingebaut werden, dass sich in ihm keine Luft ansammeln kann, er darf 

also nicht an höchstgelegenen Stellen der Rohrleitung angeordnet werden. 

 

13)  Weicht die Größe eines Wassermessers von der lichten Weite der Rohrleitung ab, so kann der 

Einbau mit Übergangsstutzen durchgeführt werden, die nur einen ganz geringen Druckverlust 

verursacht. 

 

14)  Zwecks Ein- und Ausbau des Wasserzählers und zur Kontrolle ist den befugten Organen der 

Wassergenossenschaft jederzeit der freie Zutritt zur Einbaustelle zu gewähren. 

 

15)  Für jeden Wasserzähler ist eine Karteikarte anzulegen, welches die Fabrikationsnummer, das 

Datum des Ersteinbaues, des Ein- und Ausbaues für Eichung und Reparaturen und den 

jeweiligen Zählerstand enthält. 

 

16)  Der Ein- und Ausbau darf nur von Organen der Wassergenossenschaft oder durch einen von    

der Wassergenossenschaft Bevollmächtigten Installateur vorgenommen werden. 

 

 


